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Europäische Banken- und Haftungsunion 

 

von NORBERT F. TOFALL 

 

• Im Fokus des geplanten europäischen Einlagensicherungsfonds steht nicht die Risikovermei-

dung, sondern die Risikoverteilung. 

• Laut Deutscher Bundesbank führt eine europäische Einlagensicherung letztlich zu Eurobonds 

durch die Hintertür. 

• Der Umgang der EU-Kommission mit Defizitsündern zeichnet sich auch auf anderen Gebieten 

durch konsequent ausgeprägte Flexibilität aus. 

 

 

Während der britische Premierminister David 

Cameron am 10. November 2015 Kernforderun-

gen für ein konföderaleres Europa an die Euro-

päische Union übermittelt hat, legt der britische 

EU-Kommissar Jonathan Hill am 24. November 

2015 einen Vorschlag zur vergemeinschafteten 

Einlagensicherung von Banken im Euroraum auf 

den Tisch, der in die entgegengesetzte Richtung 

weist. Ab 2017 soll ein Einlagensicherungsfonds 

für den gesamten Euroraum eingerichtet wer-

den, der bis 2024 schrittweise die nationalen 

Einlagensicherungsfonds ersetzen soll. Während 

David Cameron vor 14 Tagen verdeutlichte, daß 

die britische Regierung das politische Integrati-

onsziel einer immer engeren Union ablehnt, 

treibt Jonathan Hill die Haftungsunion voran. 

Alle 28 EU-Kommissare haben diesem Vorschlag 

zugestimmt. Mit ihm wird die Vergemeinschaf-

tung von Verlusten und Defiziten im Euroraum 

erneut zum Prinzip erhoben.  

 

Der europäische Einlagensicherungsfonds sei 

neben der einheitlichen Bankenaufsicht und der 

einheitlichen Bankenabwicklung die dritte Säule 

der EU-Bankenunion, mit der sich Bankenzu-

sammenbrüche besser abfedern ließen, da de-

ren Kosten auf den gesamten Euroraum verteilt 

würden. Im Fokus steht also nicht die Risi-

kovermeidung, sondern die Risikoverteilung. 

Verluste und Defizite werden auf die Sparer 

anderer Euroländer abgewälzt. Das ist die heut-

zutage praktizierte europäische Solidarität, die 

aus der europäischen Staatsschuldenkrise hin-

reichend bekannt ist. Die Dynamik einer Räu-

berbande läßt grüßen. Dabei wäre es ganz ein-

fach, im Euroraum sichere Konten zu schaffen: 

Die Banken müßten nur angewiesen werden, 

diese Konten in vollem Umfang durch Reserven 

bei der EZB zu decken. 
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Die Deutsche Bundesbank wies in dieser Woche 

zudem darauf hin, daß viele Banken im Euro-

raum enorm viele Staatsanleihen der jeweils 

eigenen Länder halten. Eine europäische Einla-

gensicherung führe deshalb dazu, daß die Risi-

ken aus der nationalen Staatsverschuldung sozi-

alisiert und so letztlich Eurobonds durch die 

Hintertür eingeführt würden. 

 

Das scheint die EU-Kommission (kurz: KOM) 

aber nicht in Gewissenskonflikte zu stürzen. Ihr 

Umgang mit Defizitsündern läßt auch sonst eine 

konsequent ausgeprägte Flexibilität erkennen. 

Im nur für den Dienstgebrauch bestimmten 

„EU-Sachstand. Die europäischen Schuldenkri-

se“ des Referats PE 2 des Deutschen Bundesta-

ges vom 17. November 2015 heißt es zurückhal-

tend, aber trotzdem deutlich, auf S. 3:  

 

„Insgesamt befürchten viele Kritiker deshalb, 

dass die KOM den Stabilität- und Wachs-

tumspakt weiter schwächt, indem sie ihre 

Empfehlungen zunehmend an die Regierungs-

planungen der Defizitsünder anpasst und nicht 

umgekehrt.“ 

 

Dem Defizitverfahren aus dem Stabilitäts- und 

Wachstumspakt unterliegen zur Zeit die folgen-

den Staaten: Frankreich, Spanien, Irland, Portu-

gal, Slowenien, Kroatien sowie Griechenland 

und Zypern. Griechenland und Zypern erhalten 

momentan Finanzhilfen aus dem ESM und 

durchlaufen ein sogenanntes makroökonomi-

sches Anpassungsprogramm. Bezüglich Frank-

reich, Italien und Belgien heißt es im bereits 

zitierten Sachstand:  

 

„Die KOM hat zuletzt in Entscheidungen gegen 

Frankreich, Italien und Belgien eine „Flexibili-

tät“ bei der Prüfung der Vorgaben des Stabili-

täts- und Wachstumspakts erkennen lassen. 

Für Italien und Belgien wurden Verfahrenser-

öffnungen geprüft, da die vereinbarten quan-

titativen Vorgaben für die Einhaltung des 

Schuldenkriteriums (hinreichend rückläufige 

Schuldenquote) bei Weitem nicht erreicht 

wurden. Seitens der KOM wurde insbesondere 

die Auffassung vertreten, dass die Ziele zu 

ambitioniert seien und deren Einhaltung mit 

unerwünschten konjunkturellen Rückwirkun-

gen verbunden wäre. 

 

Insbesondere im Fall Frankreich war offen-

sichtlich, dass die zunächst festgelegte Defizit-

korrektur 2015 erheblich verfehlt würde. 

Gleichwohl wurde bestätigt, dass diverse Fak-

toren zur Entschuldigung der Zielverfehlung 

vorlägen. So wurde eine Fristverlängerung be-

gründet, ohne das Verfahren zu verschärfen 

und Sanktionen in Erwägung zu ziehen… Die 

Verlängerung um zwei Jahre, anstelle des in 

den Verordnungen „in der Regel“ vorgesehe-

nen einen Jahres, wird unter anderem mit den 

vor der französischen Regierung zugesagten 

Strukturreformen gerechtfertigt.“ 

 

Man darf gespannt sein, wann die zugesagten 

Strukturreformen im französischen Parlament 

durchgesetzt und von der Verwaltung umge-

setzt sein werden. 

 

Die konsequent ausgeprägte Flexibilität bei der 

Einhaltung des Stabilitäts- und Wachstumspak-

tes sollten unserer Bundesregierung und dem 

Deutschen Bundestages ausreichend Erfahrung 

vermittelt haben, sich bei der europäischen 

Einlagensicherung auf keine Kompromisse und 

begleitende Regelwerke einzulassen. Ein klares 

Nein ist das einzige Signal, das verstanden wird, 

und der einzige Schutz gegen den Ausbau einer 

europäischen Haftungsunion auf allen Ebenen. 

Ein klares Nein ist ein Votum gegen weiteren 

Zentralismus in Europa. Ein klares Nein ist eine 

Hilfe gegen den Brexit und damit ein Ja zu Euro-

pa. 
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